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Der 9. Familienbericht – „Auftragswissenschaft“ für die Bundesregierung 
 

Im Jahr 1965 verpflichtete der Bundestag die Bundesregierungen im Abstand einiger Jahre unab-
hängige Wissenschaftler zu beauftragen, die Situation der Familien in Deutschland zu beurteilen. 
Das sollte dann mit einer Stellungnahme der Regierung veröffentlicht werden. Die ersten Berichte 
waren tatsächlich sehr kritische Bewertungen der Familienpolitik. Noch der 5. Familienbericht 
(1994) stellte eine „strukturelle Rücksichtslosigkeit der Gesellschaft gegenüber den Fami-
lien“ fest (S. 21). Das wurde damit begründet, dass die Familien die Hauptlast der Investitionen in 
Kinder tragen, aber aufgrund unseres Sozialsystems weniger davon profitieren als andere, die keine 
Kinder und damit auch kaum Kinderkosten hatten. Als Hauptgrund wurde die fehlende Bewertung 
der meist von den Müttern geleisteten Betreuungs- und Erziehungsarbeit angegeben. Die Wissen-
schaftler sahen auch einen Zusammenhang mit Geburtendefizit und steigenden Scheidungsziffern. 
 

Dr. Johannes Resch vom Verband Familienarbeit e.V. dazu: Beim 7. und 8. Bericht (2006 und 2012) 
hatten die Regierungen einen Weg gefunden, der lästigen Kritik auszuweichen, indem sie Wissen-
schaftler beauftragten, die von vornherein auf Regierungslinie lagen. So stellten diese Berichte eine 
Art Hofberichterstattung dar. Die im 5. Bericht geschilderten Mängel wurden ignoriert, ohne zu fra-
gen, ob inzwischen eine Besserung eingetreten sei.  
 

Auch der im März 2021 veröffentlichte 9. Bericht rechtfertigt lediglich die ideologischen Inhalte 
der Regierungspolitik. Zwar wird auf die Familienarmut hingewiesen und dass sich Eltern mehr 
Zeit für ihre Kinder wünschen. Als Ausweg gilt aber nicht die naheliegende Honorierung der elterli-
chen Erziehungsarbeit, wie sie sowohl von unserem Verband als auch vom Deutschen Familienver-
band gefordert wird. Stattdessen wird die „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ propagiert, die El-
tern immer mehr überfordert und ihnen noch weniger Zeit für ihre Kinder lässt. So wird die den El-
tern nach dem Grundgesetz zustehende Wahlfreiheit, die Kinderbetreuung nach eigenen Vorstellun-
gen zu organisieren, immer weiter missachtet.  
 

Statt auf die im 5. Bericht beklagte Polarisierung zwischen Familien und Restgesellschaft einzuge-
hen, werden soziale Unterschiede zwischen den Familien thematisiert und so von der Nichtbewer-
tung der elterlichen Erziehungsarbeit abgelenkt. Obwohl angeblich die Gleichberechtigung der 
Frauen angestrebt wird, wird die herkömmliche „Frauenrolle“ nicht als lohnwerte Arbeit aner-
kannt. So bringt auch dieser 9. Familienbericht keine realistischen Ansatzpunkte zur Lösung der 
drängenden Probleme wie Familienarmut, Streit zwischen Eltern mit Förderung von Scheidungen 
und Geburtendefizit.  
 

Das Mantra „Vereinbarung von Familie und Beruf“ wirkt wie ein Programm zur schrittweisen 
Zerstörung der Familie, was in der Folge auch unsere Sozialsysteme zerstören muss. 


